
 Positionspapier Berliner Wohnungsbaugenossenschaften 

Berlin braucht mehr 
Genossenschaft!



Eine Genossenscha�soffensive für Berlin 
Posi�onspapier Berliner Wohnungsbaugenossenscha�en  
 
Berlin kann stolz sein auf seine starke genossenscha�liche Tradi�on. Seit bereits 140 Jahren 
sorgen Berliner Wohnungsbaugenossenscha�en für gutes, bezahlbares und sicheres Wohnen 
in der Hauptstadt – über Wirtscha�skrisen, Kriege und Systembrüche hinweg. Rund 192.000 
Wohnungen – knapp 10 % des Berliner Wohnungsbestands, rund 11 % des Mietwohnungs-
markts – werden heute hier von Wohnungsgenossenscha�en bewirtscha�et. Ihre Mitglieder 
wohnen bezahlbar und selbstbes�mmt: als Miteigentümer*innen mit lebenslangem Wohn-
recht, demokra�scher Mitbes�mmung und ohne Renditedruck.  
 
Diese Tradi�on gerät mehr und mehr unter Druck. Seit Jahren stagniert und sinkt der Anteil 
der Genossenscha�en am Berliner Mietwohnungsmarkt. Der Grund: fehlendes Bauland zu fai-
ren Kondi�onen, unzureichende Förderstrukturen und ausbleibende poli�sche Umsetzungs-
kra� hindern die Genossenscha�en daran, mehr zu bauen und mehr Bestand zu erwerben – 
obwohl Wirtscha�skra� und Wille vorhanden wären. Die Folgen gehen über die Mietentwick-
lung hinaus: Wo genossenscha�liches Wohnen zurückgeht, leidet auch die Quar�ersentwick-
lung und die Iden�fika�on der Menschen mit ihrer Stadt.  
 
Deshalb liegt auf der Hand: Berlin braucht mehr Genossenscha�. Hierzu legen die Berliner 
BBU-Mitgliedsgenossenscha�en und die Jungen Genossenscha�en Berlin gemeinsam fünf 
Forderungen vor – konkret und umsetzbar.  
 
 
1. Genossenscha�lichen Anteil am Wohnungsbestand halten und ausbauen 
Berlin weist im Stadtentwicklungsplan (StEP) Wohnen 2024 für den Zeitraum zwischen 2022 
und 2040 einen Neubaubedarf von mindestens 222.000 Wohnungen aus; darüber hinaus wird 
eine Flächenvorsorge für weitere 50.000 Wohnungen benö�gt. Um den rechnerischen Anteil 
der Genossenscha�en mit 10 % am Berliner Gesamtwohnungsbestand auch nur zu halten, 
müssten mindestens 22.000 Genossenscha�swohnungen gebaut werden. Zwischen 2022 und 
2025 wurden rund 1.200 Wohnungen von BBU-Mitgliedsgenossenscha�en errichtet, so dass 
noch rund 21.000 weitere Wohnungen neu gebaut werden müssten. Hierzu brauchen Genos-
senscha�en vor allem eins – bezahlbares Bauland:  

 Mindestens 25 % der landeseigenen Grundstücke in neuen Stadtquar�eren sollten Ge-
nossenscha�en zu fairen Kondi�onen zum Kauf angeboten werden. Das Ulmer Modell 
zeigt, wie das geht: Die Stadt verkau� Grundstücke nicht zum Marktspitzenpreis und 
sichert sich ein Wiederkaufsrecht. So bleibt der Boden dem Markt entzogen, ohne dass 
das Land auf Einnahmen verzichten muss.  

 StaF unwirtscha�licher Erbbaurechtsverträge sind Mietkaufmodelle zu entwickeln, die 
Genossenscha�en als langfris�gsten Partnerinnen in der gemeinwohlorien�erten 
Stadtentwicklung ermöglichen, dauerha� güns�ge Wohnungen zu errichten.  

 Im Rahmen der geplanten Interna�onalen Bauausstellung sollte ein Genossenscha�s-
Campus entwickelt werden – als sichtbares Signal für eine neue Gründerzeit des ge-
nossenscha�lichen Wohnens in Berlin. 

 
2. Bestandserwerb als Wachstumssäule fördern 
Neubau ist nicht der einzige Weg, um den genossenscha�lichen Anteil am Berliner Woh-
nungsmarkt zu stärken. Private Eigentümer*innen, die ihre Bestände in gute Hände abgeben 
wollen, engagierte Mieter*innenini�a�ven und Vorkaufsrechtskonstella�onen in Milieuschutz-
gebieten brauchen neben dem Ankauf durch die Landeseigenen Wohnungsunternehmen 
(LWU) eine weitere gemeinwohlorien�erte Alterna�ve. Dass Genossenscha�en diese Rolle 



übernehmen können, stellen sie seit Jahrzehnten unter Beweis. Hierzu werden den Ankauf un-
terstützende Förderstrukturen und ausreichende ModernisierungsmiFel benö�gt.  
 
3. Genossenscha�en in die Senatskanzlei 
Poli�sche Bekenntnisse zum Genossenscha�swesen brauchen eine klare ins�tu�onelle Veran-
kerung. Hierzu wäre die Einrichtung eines Staatsekretariats mit besonderem Fokus auf die För-
derung des Genossenscha�swesens in der Senatskanzlei sinnvoll – mit klarem Mandat, parla-
mentarische und verwaltungstechnische Prozesse voranzubringen, Bürokra�e in Senat und Be-
zirken abzubauen und rechtssichere gesetzliche Ausnahmen für gemeinwohlorien�erte Be-
standshalter zu schaffen. Dieser Staatsekretär oder diese Staatssekretärin trägt die poli�sche 
Verantwortung dafür, dass poli�sche Versprechen nachgehalten und tatsächlich umgesetzt 
werden.  
 
4.  Genossenscha�en als Anker stabiler Quar�ere anerkennen und stärken 
Berliner Genossenscha�en sind mehr als Wohnungsunternehmen. Sie organisieren soziales 
Leben, schaffen altersgerechte Wohnangebote, betreiben Gemeinscha�sräume und fördern 
Zusammenhalt und Iden�tät in ihren Quar�eren. Dieser Beitrag verdient poli�sche Anerken-
nung und gezielte Unterstützung:  

 Förderung des altersgerechten Umbaus im Bestand und des Angebots diverser Wohn-
formen – von Senior*innen-WGs bis zu gemeinscha�lichen Wohnprojekten.  

 Anerkennung und Förderung der Quar�ersarbeit als eigenständige Leistung – mit ent-
sprechenden ProgrammmiFeln, die Genossenscha�en als Trägerinnen sozialer Infra-
struktur adressieren.  

 
5. Keine staatliche Bevormundung – Genossenscha�sprinzipien respek�eren 
Genossenscha�en basieren seit jeher auf Mitbes�mmung und Selbstverwaltung. Sie sind die 
älteste und bewährteste Form des gemeinwohlorien�erten Wohnens in Deutschland. Erwirt-
scha�ete Überschüsse fließen ohne Renditedruck direkt in Erhaltung, Modernisierung, Neu-
bau und Serviceangebote für die Mitglieder. Dieses Prinzip verdient Schutz – auch vor Überre-
gulierung. Staatliche Eingriffe in die Wohnungsvergabe oder Mietendeckelungen für Genos-
senscha�en sind nicht nur unnö�g, sondern untergraben auch das Vertrauen der Mitglieder, 
gefährden die wirtscha�liche Stabilität der Unternehmen und schaden dem Instrument, das 
Berlin jetzt am dringendsten braucht.  
 
 
Berlin braucht jetzt eine Genossenscha�soffensive. Berlins Genossenscha�en stehen bereit 
und wollen liefern – wenn die Rahmenbedingungen s�mmen.  
 
Überreicht anlässlich der Genossenscha�stour am 3. Juli 2026 durch die BBU-Mitgliedsgenos-
senscha�en und die Jungen Genossenscha�en Berlin. 


